HAUPTSATZUNG
der Gemeinde Wollstadt

Aufgrund des 8§ 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142) zuletzt geandert durch Gesetz vom 20.12.2015 (GVBI. I S.
618) hat die Gemeindevertretung in Wollstadt am 15.06.2016 folgende Hauptsatzung
beschlossen:

§ 1 Zustandigkeitsabgrenzung und Ubertragung von Aufgaben an den Gemeinde-
vorstand

(1) Die von den Burgerinnen und Blrgern gewahlte Gemeindevertretung ist das oberste
Organ der Gemeinde. Sie trifft die wichtigen Entscheidungen und Gberwacht die
gesamte Verwaltung.

(2) Der Gemeindevorstand besorgt die laufende Verwaltung. Der Haushaltsplan
ermé&chtigt ihn, Ausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzugehen. Hiervon
unberihrt bleiben die Regelungen Uber die Zustandigkeiten der gemeindlichen
Organe.

(3) Die Gemeindevertretung Ubertréagt dem Gemeindevorstand gem. 8 50 Abs. 1 HGO
und § 103 Abs. 1 HGO die Entscheidung lber folgende Angelegenheiten:

1.
2.
3.

10.

11.

Aufnahme von Krediten und Kreditbedingungen gem. § 103 Abs. 1 HGO.
Verfahren zur vereinfachten Umlegung nach 8§ 80 ff. Baugesetzbuch (BauGB)
Abschnittsbildung und Zusammenfassung mehrerer ErschlieRungsanlagen nach §
130 Abs. 2 BauGB,

Erwerb, Tausch, VerduRerung und Belastung von Grundsticken sowie die
Ruckabwicklung von Grundsttickskaufvertragen bis zu einem Betrag von 10.000,-
- EURO im Einzelfall,

Entscheidungen, ob ein bestehendes Vorkaufsrecht ausgetibt wird oder nicht bis
zu einem Betrag von 10.000,-- EURO im Einzelfall,

. Vergabe von Planungsauftrdgen an Architekten und Ingenieure bis zum einem

Betrag von 10.000,-- EURO im Einzelfall,

Entscheidungen tber den Abschluss von Werkvertrédgen und tber gemeindliche
Baumaf3nahmen bis zu einem Betrag von 10.000,-- EURO im Einzelfall,
Entscheidungen tber den Abschluss von sonstigen schuldrechtlichen Vertragen
bis zu einer Gesamtvertragssumme von 30.000,-- EURO (jahrliche
Vertragssumme x Vertragslaufzeit) im Einzelfall,

Entscheidungen Uber Stundung, Niederschlagung, Zahlungsaufschub,
Ratenzahlung und Erlass von Anspriichen im Einzelfall,

Entscheidungen Uber Vermietung und Verpachtung. Im Eigentum der Gemeinde
stehende Ackerflachen dirfen nur an Ortsansassige verpachtet werden.
Ausnahmen von dieser Regel kann die Gemeindevertretung im Einzelfall
beschlieen.

Entscheidungen tber die Annahme von Schenkungen, Spenden und die
Durchfiihrung von Sponsoringmaf3nahmen bis zu einem Wert der Zuwendung von
10.000,- EURO im Einzelfall,

(4) Das Recht der Gemeindevertretung, gem. § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung tber
weitere Angelegenheiten durch Satzung oder Beschluss auf den Gemeindevorstand
zu Ubertragen, bleibt von den Bestimmungen in Abs. 3 unberihrt.



8§ 2 Zustandigkeitsabgrenzung und Ubertragung von Aufgaben auf Ausschiisse

(1) Die Gemeindevertretung bildet zur Vorbereitung ihrer Beschlusse folgende

Ausschusse:

1. Haupt- und Finanzausschuss, (HUFi-A)

2. Bau-, Planungs- und Umweltausschuss, (BPU-A)
3. Sport- Kultur und Sozialausschuss, (SKS-A)

Die Ausschisse haben 5 Mitglieder.

§ 3 Gemeindevertretung

(2) Die Gemeindevertretung wabhlt in der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer Mitte
eine oder einen Vorsitzenden und ihre oder seine Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf 5

festgelegt.

8 4 Gemeindevorstand

(3) Der Gemeindevorstand besteht aus der hauptamtlichen Birgermeisterin oder dem
hauptamtlichen Blrgermeister und den Beigeordneten.
(4) Die Zahl der Beigeordneten betragt 5.

§ 5 Offentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen, Verordnungen sowie andere Gegenstande, deren offentliche
Bekanntmachung erforderlich ist, werden mit Abdruck in der Wetterauer Zeitung und
durch Bereitstellung auf der Internetseite der Gemeinde www.wdllstadt.de ,Amtliche
Bekanntmachungen® ¢ffentlich bekannt gemacht.

Satzungen sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu machen. Gesetzlich
vorgeschriebene Genehmigungen sind zugleich mit der Satzung 6ffentlich bekannt zu
machen.

Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages vollendet, an dem die
Wetterauer Zeitung den bekannt zu machenden Text enthalt.

(2) Abweichend von Abs. 1 werden die Ladungen zu den Sitzungen der
Gemeindevertretung und ihrer Ausschiisse, durch Aushang an folgenden
Bekanntmachungstafeln offentlich bekannt gemacht:

- Rathaus Nieder-Wodllstadt, Paul-Hallmann-Str. 3

- Bushaltestelle Nieder-Wdllstadt, Friedberger Str.

- Altes Rathaus Ober-Wollstadt, Hanauer Str. 22

- Romerhalle Ober-Wodllstadt, Gartenstr. 17
Die Bekanntmachungstafeln sind so einzurichten, dass sie der Offentlichkeit jederzeit
zuganglich sind. Auf den bekannt zu machenden Schriftstiicken ist zu vermerken, von
wann bis wann ausgehangt wird; auf den bekannt gemachten Schriftstiicken sind Ort
und Zeitpunkt des Aushanges und der Zeitpunkt der Abnahme unterschriftlich zu
bescheinigen.
Die offentliche Bekanntmachung ist mit dem Ablauf des ersten Tages ihres Aushanges
an den dafir bestimmten Bekanntmachungstafeln vollendet. Der Tag des Aushanges
und der Tag der Abnahme zahlen bei dieser Frist nicht mit. Die bekannt zu machenden
Schriftstiicke dirfen frihestens am Tage nach der Sitzung abgenommen werden.


http://www.wöllstadt.de/

(3) Satzungen, Verordnungen und sonstige 6ffentliche Bekanntmachungen treten am
Tage nach Vollendung der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst keinen
anderen Zeitpunkt bestimmen.

(4) Sind Karten, Plane oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und
Erlauterungen bekannt zu machen, so werden sie abweichend von Abs. 1 fir die
Dauer von 7 Arbeitstagen, wenn gesetzlich nicht ein anderer Zeitraum
vorgeschrieben ist, wahrend der Dienststunden der Gemeindeverwaltung im Rathaus
Nieder-Woéllstadt, Paul-Hallmann-Straf3e Nr. 3 zur Einsicht fur jede Person ausgelegt.
Gegenstand, Ort (Gebaude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung werden
spatestens am Tage vor deren Beginn nach Abs. 1 éffentlich bekannt gemacht.
Gleiches gilt, wenn eine Rechtsvorschrift 6ffentliche Auslegung vorschreibt und keine
besonderen Bestimmungen enthalt. Die 6ffentliche Bekanntmachung ist mit Ablauf
des Tages vollendet, an dem der Auslegungszeitraum endet.

(5) Soll ein Bauleitplan (Bebauungsplan oder Flachennutzungsplan) in Kraft gesetzt
werden, macht die Gemeinde nach Abs. 1 bekannt, dass der Bauleitplan beschlossen
bzw. die Genehmigung erteilt wurde. Der Bauleitplan kann wahrend der
Dienststunden der Gemeindeverwaltung im Ortsteil Nieder-Wéllstadt, Paul-Hallmann-
Stral3e, Nr. 3 (Rathaus) eingesehen werden, worauf in der 6ffentlichen
Bekanntmachung unter Angabe der Dienststunden (Tageszeit) und des
Auslegungsortes (Gebaude und Raum) hinzuweisen ist. In der Bekanntmachung ist
auch darauf hinzuweisen, dass die Dauer der Auslegung zeitlich nicht begrenzt ist.
Die Gemeinde halt Bauleitplan, Begriindung und die zusammenfassende Erklarung
nach 8§ 6 Abs. 5 bzw. § 10 Abs. 4 BauGB mit Wirksamwerden der Bekanntmachung
zur Einsicht fur jede Person bereit und gibt Gber ihren Inhalt auf Verlangen Auskunft.
Mit der Bekanntmachung tritt der Bauleitplan in Kraft.

Gleiches gilt fur die Ersatzverkiindung von Satzungen, deren Rechtsgrundlage auf §
10 Abs. 3 BauGB verweist.

(6) Kann die Bekanntmachungsform nach Abs. 1 und 2 wegen eines Naturereignisses
oder anderer unabwendbarer Zufélle nicht angewandt werden, so gentigt jede andere
Art der Bekanntgabe, insbesondere durch Anschlag oder 6ffentlichen Ausruf. In
diesen Féllen wird die Bekanntmachung, sofern sie nicht durch Zeitablauf
gegenstandslos geworden ist, in der Form der Abs. 1 und 2 unverziglich nachgeholt.

8 6 Ehrenblrgerrecht, Ehrenbezeichnung

(1) Die Gemeinde kann Personen, die sich um sie besonders verdient gemacht haben,
das Ehrenburgerrecht verleihen.

(2) Personen, die als Mitglieder der Gemeindevertretung, Ehrenbeamtinnen oder
Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte insgesamt
mindestens 20 Jahre ein Mandat oder Amt in der Gemeinde ausgetbt haben, kénnen
folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:

- Vorsitzende oder Vorsitzender der Gemeindevertretung
= Ehrenvorsitzende oder Ehrenvorsitzender der Gemeindevertretung

- Gemeindevertreterin oder Gemeindevertreter
= Ehrengemeindevertreterin oder Ehrengemeindevertreter

- BUrgermeisterin oder Burgermeister
= Ehrenburgermeisterin oder Ehrenblirgermeister



- Beigeordnete oder Beigeordneter
= Ehrenbeigeordnete oder Ehrenbeigeordneter

- Sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte
= Eine die ehrenamtliche Tatigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem
Zusatz "Ehren-"

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder Uberwiegend ausgeulbten
Funktion richten.

(3) Das Ehrenblrgerrecht und die Ehrenbezeichnung sollen in feierlicher Form in einer
Sitzung der Gemeindevertretung verliehen werden. Den Geehrten ist eine Urkunde
Uber die Verleihung des Ehrenbtirgerrechts oder der Ehrenbezeichnung
auszuhandigen.

(4) Die Gemeinde kann das Ehrenbirgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen
unwirdigen Verhaltens entziehen.
§ 7 In-Kraft-Treten
Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach Vollendung ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Wollstadt, 16.06.2016
Der Gemeindevorstand der Gemeinde Wollstadt

Roskoni
Birgermeister



